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PERSONAL DATA NOT FOUND:
Personenbezogene Entscheidungen als überfällige 
Neuausrichtung im Datenschutz

Bei privacy, Privatheit, Privatsphäre, 
surveillance und Datenschutz handelt es 
sich unzweifelhaft um essentially con-
tested concepts.1 Alles an ihnen scheint 
umstritten, jeder Aspekt umkämpft: 
Das beginnt schon beim verwendeten 
Bezeichner, wie die vorstehende Auf-
zählung zeigt, und geht weiter über den 
Phänomenbereich und das Schutzgut, 
den Grund oder die Gründe für dessen 
Gefährdung sowie das Schutzregime. 
Eines jedoch scheint für alle Beteiligten 
sicher zu sein: Das Problem dreht sich 
irgendwie um personenbezogene Infor-
mationen.2

Vor dem Hintergrund der Entwick-
lung, die in den letzten Jahren sowohl 
die Geschäftsmodelle wie die Technik 
erfahren haben – von Big Data über 
Recommender Systems und Predictive 
Policing bis hin zum Internet of Things 
–, stellt sich die Frage, ob diese ange-
nommene Selbstverständlichkeit, über 
personenbezogene Informationen – per-

sonenbezogene Daten in der Sprache 
des Datenschutzrechts3 – sprechen zu 
müssen, noch haltbar ist.

Die Antwort darauf lautet – und der 
Beitrag wird dies zu belegen suchen 
– nein. Nicht personenbezogene Infor-
mationen, sondern personenbezogene 
Entscheidungen durch Organisationen 
in strukturell vermachteten Informa-
tionsbeziehungen sind zum Anknüp-
fungspunkt von Datenschutztheorie und 
Datenschutzrecht zu machen.

Ein Beispiel in vier Fällen

Zur Beantwortung der Frage, ob per-
sonenbezogene Informationen ein ge-
eigneter Anknüpfungspunkt für eine 
Theorie zur Erklärung oder das Recht 
zur Lösung der oben angedeuteten Pro-
bleme im Zusammenhang mit moderner 
Informationsverarbeitung und Entschei-
dungsfindung sind, soll folgendes Bei-

spiel dienen: Google entschei-
det über Alice. Die Entschei-
dung, von der hier die Rede 
ist, kann sich etwa darauf 
beziehen, welche Informatio-
nen Alice als Antwort auf ihre 
Suchanfrage präsentiert wer-
den und welche nicht, in wel-
cher Reihenfolge die Sucher-
gebnisse angeordnet werden 
oder welche Werbung dazu 
jeweils gezeigt wird.4 Goog-
le selbst ist, soviel ist sicher, 
eine Organisation. Die hier be-
trachteten Informationsverar-
beitungen und Entscheidungs-
findungen liegen bei Google 
nicht in der Hand von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, 
sondern sind – jedenfalls so 
weitgehend wie nur irgend 
möglich – industrialisiert.5

Dieses Beispiel soll nun anhand von 
vier Fällen analysiert werden.

Im ersten Fall verarbeitet Google 
personenbezogene Informationen über 
Alice und trifft die Entscheidungen über 
Alice auf Basis dieser Informationen. 
Alice’ privacy oder Privatheit ist min-
destens tangiert, eventuell – das ist je 
nach Theorie unterschiedlich – ist sie 
auch verletzt, jedenfalls aber fällt die-
ser Sachverhalt unzweifelhaft unter das 
deutsche und europäische Datenschutz-
recht.

Im zweiten Fall trifft Google die Ent-
scheidungen über Alice auf der Basis 
von Informationen über Bob, die Goog-
le zu diesem Zweck verarbeitet. Diese 
Situation kann etwa eintreten, wenn 
Alice Bobs Computer nutzt, und Google 
die Informationen daher als Informati-
onen über Bob verarbeitet, oder wenn 
Google die Informationen aus anderen 
Gründen der falschen Person, nämlich 
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Bob, zuweist. In diesem Fall ist sicher 
Bobs privacy oder Privatheit betroffen 
und möglicherweise auch verletzt, aber 
jedenfalls nicht die von Alice. Die Infor-
mationsverarbeitung unterfällt immer 
noch dem Datenschutzrecht, denn es 
werden personenbezogene Informati-
onen verarbeitet und genutzt, aber nur 
Bob hat Betroffenenrechte gegenüber 
Google, etwa nach §§  33  ff. BDSG, 
und Google hat datenschutzrechtliche 
Pflichten nur gegenüber Bob (und na-
türlich gegenüber Aufsichtsbehörden), 
nicht aber gegenüber Alice.

Im dritten Fall basieren Googles 
Entscheidungen über Alice auf rein 
statistischen, mithin also nicht perso-
nenbezogenen Informationen. Dabei ist 
unerheblich, was die Basis der statisti-
schen Informationen ist – sie können 
von vornherein nach § 3a Satz 1 BDSG 
anonym erhoben oder nach § 3a Satz 2 
BDSG nachträglich anonymisiert wor-
den sein und sie können auf Alices Ak-
tivitäten basieren oder auf Aktivitäten 
von vielen Menschen, die dann zu ei-
ner generalisierten Person kondensiert 
wurden –, denn spätestens mit der nicht 
wieder aufhebbaren Anonymisierung 
entfällt „mangels Personenbezug die 
Anwendbarkeit des Gesetzes ohnehin“.6 
Und auch privacy oder Privatheit von 
Individuen sind nicht oder nicht mehr 
betroffen.7

Im vierten Fall trifft Google die Ent-
scheidungen über Alice auf der Basis von 
Informationen, die sich Google einfach 
ausgedacht hat oder die schlicht reine 
Sachinformationen sind, etwa Informati-
onen über das Wetter. Wieder handelt es 
sich nicht um einen privacy- oder privat-
heitsbezogenen oder dem Datenschutz-
recht unterfallenden Sachverhalt.

In allen vier Fällen ist klar, dass die 
Beziehung zwischen Alice und Google 
von einer strukturellen Machtimbalance 
zugunsten Googles geprägt ist: Google 
entscheidet nach selbst gesetzten – und 
dabei nicht unbedingt in sich konsisten-
ten oder auf Dauer gestellten – Maßstä-
ben darüber, was Alice über sich selbst, 
die Gesellschaft, ja die Welt – oder 
womöglich auch nur über das Internet 
– wissen oder zumindest finden kann. 
Dennoch handelt es sich nur im ersten 
Fall – jedenfalls ausweislich aller priva-
cy-, Privatheits- und Privatsphäretheo-
rien – um ein privacy-, Privatheits- und 

Privatsphäreproblem für Alice und – 
von einer Ausnahme im Telemedienge-
setz abgesehen8 – einen Fall des Daten-
schutzrechts.9

Das alles heißt aber nichts anderes, 
als dass Entscheidungen über Menschen 
in vermachteten Beziehungen nur dann 
problematisiert werden, wenn diese auf 
der Basis von Informationen über die-
se Menschen getroffen werden. Warum 
sollte es aber substantiell einen Unter-
schied markieren, dass Google – oder ir-
gendeine andere (informations-)mächti-
ge Organisation – Entscheidungen über 
Menschen auf der Basis von Informatio-
nen über andere Menschen – oder Grup-
pen oder ganze Bevölkerungen oder das 
Wetter – trifft als auf der Basis von In-
formationen über die Menschen selbst, 
über die Google entscheidet? Was ist 
dieser Unterschied, der als privacy, Pri-
vatheit oder Privatsphäre bezeichnet 
wird, und was macht ihn schützenswert 
und geschützt durch das Recht? Kei-
ne der existierenden Theorien versucht 
auch nur, darauf eine Antwort zu ge-
ben.10 Und wenn sie es täte, dann müsste 
sie wohl sicher scheitern.

Woher kommt die Fixierung  
auf personenbezogene Infor­
mationen?

Die erste Frage, die sich in diesem Zu-
sammenhang stellt, ist die nach dem ge-
schichtlichen Hintergrund der Fixierung 
der gesamten Debatte wie aller gesetzli-
chen Regelungsregime auf personenbe-
zogene Informationen. Eine umfassende 
Analyse der wissenschaftlichen Arbeiten, 
die im Laufe der privacy-, Privatheits- 
und Datenschutzdebatte die Richtung 
der Diskussion beeinflussten, ergibt, dass 
diese Fixierung wohl drei Ursachen hat: 
Die erste liegt in einem Übersetzungspla-
giat aus dem Urheberrecht, die zweite in 
der Übernahme der informierten Einwil-
ligung aus dem Bereich medizinischer 
Eingriffe und die dritte in einer Fehlvor-
stellung darüber, wie rationale Bürokra-
tien im Weberschen Sinne rationale Ent-
scheidungen treffen.

…aus dem Urheberrecht

Obwohl Hans-Heinrich Maass schon 
vor Jahrzehnten darauf hingewiesen 

hat,11 dass sich Samuel D. Warren und 
Louis D. Brandeis in ihrer bekannten 
Arbeit „The Right to Privacy“12 ziem-
lich frei bei Josef Kohler und seinem 
Werk „Das Autorrecht“13 – vor allem für 
die Konstruktion ihrer Argumentations-
struktur – bedienten, ohne es zu zitieren, 
sind dieser Zusammenhang und die da-
raus resultierenden Folgen für das right 
to privacy bisher nicht wissenschaftlich 
untersucht.14

Kohler argumentiert in seiner Arbeit, 
dass aus dem von ihm als schon im Rö-
mischen Recht durch die actio iniuria-
rum, die auch Warren und Brandeis als 
historischen Bezugspunkt verwenden,15 
als geschützt angesehenen „Individu-
alrecht“ Autorinnen und Autoren das 
Recht erwachse, „daß ein Jeder allei-
niger Herr ist, zu bestimmen, welche 
Aeußerungen und Kundgebungen er 
in das Publikum tragen will und wel-
che nicht“.16 Diese Formulierung, die 
sich auch bei Warren und Brandeis als 
„determining, ordinarily, to what extent 
his thoughts, sentiments, and emotions 
shall be communicated to others“ fin-
det,17 ist eng gebunden an den betrach-
teten Phänomenbereich und den zu-
grunde gelegten Sachverhalt – sowohl 
bei Kohler wie auch bei Warren und 
Brandeis. In dem Bereich, den Kohler 
betrachtet, geht es um die Frage, wer 
das Recht habe zu entscheiden, ob ein 
Werk – die „Aeußerungen und Kundge-
bungen“ – mit dem Akt der Veröffentli-
chung einer unbeschränkten Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden soll. 
Während der Angreifer hier ein Verlag 
ist, der das Werk ohne Zustimmung der 
Autorin oder des Autors publiziert, ist 
es im Falle Warren und Brandeis’ die 
Presse, die „the sacred precincts of pri-
vate and domestic life“18 ans Licht der 
Öffentlichkeit zerrt.

In beiden Fällen ist es demnach der 
Akt dieser Weitergabe – ob an eine oder 
mehrere andere Personen oder an eine 
unbeschränkte Öffentlichkeit –, der 
einen Eingriff darstellt und damit zu-
gleich zum konstitutiven Element des 
Konzeptes oder der Theorie gemacht 
wird, nicht jedoch eine oder mehrere 
Entscheidungen, die – ob auf der Ba-
sis der veröffentlichten Informationen 
oder nicht – über die Betroffenen ge-
troffen werden. Privacy ist damit von 
Warren und Brandeis, indem sie sich 
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im Urheberrecht bedienten, an den ihm 
zugrunde liegenden Vorgang gebun-
den worden: ein Etwas, das aus dem 
„Innersten“ der oder des Betroffenen 
kommt, und für das die Entscheidung 
über deren Verbreitung an ein Publi-
kum auch in die Hände dieser Betroffe-
nen gelegt werden soll.

…aus dem medizinischen Bereich

Eine zweite historische Grundlage hat 
die Fixierung auf personenbezogene In-
formationen in der spezifischen Konst-
ruktion der informierten Einwilligung, 
wie sie von Oscar M. Ruebhausen und 
Orville G. Brim, Jr., aus der Medizi-
nethik übernommen wurde.19 Diese 
Arbeit, in der sich die Autoren unter 
anderem explizit auf die Ergebnisse des 
Nürnberger Ärzteprozesses bezogen, 
wurde in der zweiten Hälfte der 1960er 
und der ersten Hälfte der 1970er Jahre 
breit rezipiert, wenn es darum ging, wel-
che Anforderungen an eine informierte 
Einwilligung zu stellen seien.

Der eigentliche Untersuchungsgegen-
stand der Arbeit war die Verhaltensfor-
schung und die Frage, welche Informa-
tionen und welche Zusicherungen den 
Beforschten über die Erhebung, Spei-
cherung und Verwendung der Informa-
tionen, die im Rahmen der Forschung 
anfallen, gegeben werden müssten.20 
Einer der wesentlichen Hintergründe 
ist natürlich, dass grundsätzlich davon 
ausgegangen werden kann, dass die Be-
forschten sich eher beforschen lassen 
und dabei wahrheitsgemäß antworten 
würden, wenn sie Vertrauen in die In-
tegrität der Forscherinnen und Forscher 
und in die Vertraulichkeit ihrer gemach-
ten Angaben haben.21

Auch hier geht es also wieder nicht 
darum, ob Entscheidungen über die 
Betroffenen getroffen werden und von 
wem, sondern – neben der Zweckbin-
dung22 – vor allem um die Frage einer 
eventuellen Weitergabe von Informati-
onen aus dem Innenleben der Betroffe-
nen, der private personality.

…von der Unterstellung eines fehl-
verstandenen Rationalismus

Eine dritte Ursache, die die Fixierung 
auf personenbezogene Informationen 
erklärt, liegt in einer weitverbreiteten 

Zuschreibung von Eigenschaften an ei-
nen bestimmten Akteur, der Entschei-
dungen über Menschen – und Dinge 
– trifft: die moderne Organisation.23 In 
der Frühphase der modernen privacy- 
und Datenschutzdebatte werden solche 
Organisationen fast durchgängig als ra-
tionale Bürokratien im Weberschen Sin-
ne verstanden, „die die Prozesse ihrer 
eigenen Entscheidungsfindung rational 
vorplanen, die dafür notwendigen Infor-
mationsverarbeitungsprozesse geeignet 
formalisieren und danach funktionieren 
wie ein Uhrwerk“.24 Einer der wenigen, 
der offenlegt, wie sehr seine Konzepti-
on von einer solchen zugeschriebenen, 
spezifischen Rationalität des Daten-
verarbeiters abhängig ist, ist Christoph 
Mallmann: „die Datenverarbeitung in 
der öffentlichen Verwaltung erfolgt 
zweckrational im Sinne Max Webers.“25

Dieser modernen Bürokratie wird also 
zugeschrieben, dass sie ihre rationalen 
Entscheidungen über Menschen in ra-
tionaler Weise treffen würde – und das 
heißt, auf der Basis von Informationen 
über diese Menschen,26 und zwar mög-
lichst vielen Informationen.27 Sehr deut-
lich wird dies in Wilhelm Steinmüllers 
Annahme über das „unausgesprochene 
Ziel aller technokratisch ausgerichteten 
ADV“, der automationsunterstützten 
Datenverarbeitung: „Alle Daten über 
alle Betroffenen werden nur einmal 
erfaßt, einmal gespeichert, einmal ge-
löscht – »Minimierung der Datenmen-
ge« –; alle Daten werden möglichst häu-
fig verarbeitet und weitergegeben sowie 
möglichst vielen Benutzern zur Auswer-
tung überlassen – »Maximierung der 
Datenflüsse und DV-Leistung« […]“28

Vor diesem Hintergrund wird dann 
verständlich, warum – trotz der schon 
seinerzeit, wenn auch selten, geäußer-
ten Kritik29 – es damals als zugleich 
notwendig wie hinreichend angesehen 
wurde, den „Informationshaushalt“ 
(Adalbert Podlech) der Organisationen 
zu regulieren,30 um deren Produktion 
von Entscheidungen unter Kontrolle zu 
bringen. Es bleibt aber zu konstatieren, 
dass sich die Unterstellung, rationale 
Organisationen würden Entscheidungen 
über Menschen nur auf der Basis von 
personenbezogenen Informationen über 
diese Menschen treffen, inzwischen als 
nicht mehr haltbar herausgestellt hat.31 
Daher überrascht es durchaus, dass es 

bis heute – von einigen wenigen Ausfüh-
rungen zum „Institutionaldatenschutz“32 
abgesehen – keine einzige privacy- oder 
Datenschutztheorie gibt, die ohne eine 
Anknüpfung an personenbezogene In-
formationen auskommt, obwohl diese 
(Selbst-)Beschränkung auf personen-
bezogene Informationen gerade nicht 
schon in der Analyse des Problems von 
Informationsmacht zwischen Organisa-
tion auf der einen und Individuen und 
Gruppen auf der anderen Seite selbst 
angelegt ist.33

Damit ist festzustellen, dass es zwar 
historische Zusammenhänge gibt, die 
die Fixierung auf personenbezogene 
Informationen erklären, um eine hin-
reichende Begründung handelt es sich 
dabei jedoch nicht. Wo sich in der Ver-
gangenheit die Bezugnahme auf per-
sonenbezogene Informationen wissen-
schaftlich rechtfertigen musste, geschah 
dies ausschließlich in der Auseinander-
setzung mit konkurrierenden Ansätzen 
wie etwa der Sphärentheorie oder der 
Privat-öffentlich-Dichotomie,34 die zu-
gleich jeweils nur eine Beschränkung 
des Anwendungsbereiches der jeweili-
gen privacy- und Datenschutztheorien 
auf Teilmengen von personenbezogenen 
Informationen forderten, etwa auf be-
stimmte Datenkategorien.

Folgen der Selbstbeschränkung 
auf personenbezogene Infor­
mationen

Die zweite zentrale Frage, der sich 
diese Arbeit annimmt, ist die nach 
den Folgen, die diese konzeptionelle 
Selbstbeschränkung für den Schutz von 
Betroffenen wie Alice in den oben be-
schriebenen und allen vergleichbaren 
Fällen hat.

Die offensichtliche Folge dieser Fi-
xierung auf personenbezogene Informa-
tionen als Schutzobjekt entspricht dem, 
was Kuhn als Selbstisolierung von wis-
senschaftlichen Disziplinen oder Com-
munities beschrieben hat: Das zugrunde 
liegende gesellschaftliche Problem – 
das Machtproblem und das Problem der 
Entscheidung über Menschen – kann 
schlicht nicht beschrieben werden „in 
terms of the conceptual and instrumen-
tal tools the [privacy, Einfügung des 
Autors] paradigm provides.“35 Mit die-
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ser Fixierung reproduziert sich zugleich 
– auf der gesellschaftlichen Ebene – die 
Schließung des Diskursraumes.36

Personenbezogene Informationen sind 
als Bezugspunkt und Schutzobjekt des 
Rechts aus informatischer, soziologi-
scher wie rechtlicher Sicht ungeeignet, 
insoweit es für Organisationen möglich 
ist, individuelle Diskriminierung auch 
auf der Basis anonymer oder statistischer 
Informationen vorzunehmen. Das gilt 
gerade auch für strukturell vermachtete 
Verhältnisse wie die zwischen Organi-
sationen und ihrem Klientel. Sowohl aus 
der Außenperspektive wie aus der Pers-
pektive von Alice ist es gleich, ob Google 
– oder irgendeine andere (informations-)
mächtige Organisation – Entscheidungen 
über sie auf der Basis von Informatio-
nen über sie oder über andere Menschen 
trifft. Auch kann Alice – sowohl nach 
der derzeitigen Datenschutzrechtslage 
wie nach allen privacy-Theorien – nicht 
einmal feststellen, auf welcher Basis 
Google über sie entscheidet, solange es 
sich dabei nicht um personenbezogene 
Informationen über sie selbst handelt, 
denn Google ist ihr darüber nicht begrün-
dungspflichtig. Statt dessen perpetuiert 
und zementiert sich damit Googles Infor-
mationsmacht über Alice.

Die Entscheidung, Alice – und alle 
anderen Betroffenen – im vermachteten 
Verhältnis zu Organisationen nur dann 
zu schützen, wenn die Organisation ihre 
Macht unter Verwendung personenbezo-
gener Informationen über Alice ausübt, 
ist sowohl arbiträr wie am eigentlichen 
Problem vorbeigehend.37 Alice wird der 
Macht der Organisation gerade immer 
dann schutzlos ausgeliefert, wenn es der 
Organisation gelingt, ihre Machtbasis, 
nämlich Informationen, erfolgreich zu 
tarnen: Eine jede Theorie, die perso-
nenbezogene Informationen und deren 
Erhebung, Speicherung, Verarbeitung 
und Verwendung falsch als das Problem 
selbst ausweist, erklärt damit zugleich 
die Erhebung, Speicherung, Verarbei-
tung und Verwendung anderer als per-
sonenbezogener Informationen für un-
problematisch. Die Nicht-Verarbeitung 
personenbezogener Informationen, die 
(Selbst-)„Beschränkung“ von Organi-
sationen auf die Verarbeitung anonymer 
oder anonymisierter Informationen, die 
Möglichkeiten zum „Selbstdatenschutz“ 
– dies alles sind nur Placebos zur Be-

ruhigung der Betroffenen38 und zur Si-
cherstellung der gesellschaftlichen Ak-
zeptanz einer „universellen Verdatung 
aller Lebensbereiche“.39 Es ist darum 
auch kein Wunder, wenn der Schutz von 
Betroffenen vor der „überlegen standar-
disierenden Strukturierungsmacht von 
Organisationen“,40 den privacy- und Da-
tenschutztheorien zu verfolgen vorge-
ben,41 inzwischen häufig nicht mehr als 
privacy- oder Datenschutzproblem, son-
dern als Verbraucher_innenschutz- oder 
Kartellrechtsproblem betrachtet wird – 
und betrachtet werden muss, weil sich 
privacy- und Datenschutztheorien einer 
Auseinandersetzung damit verweigern.

Personenbezogene Entschei­
dungen als passenderer An­
knüpfungspunkt

Die dritte Frage, die sich in diesem 
Zusammenhang stellt, ist nun offen-
sichtlich: Welcher Anknüpfungspunkt 
ist besser geeignet als das Konzept der 
personenbezogenen Informationen, um 
in vermachteten Informationsbeziehun-
gen wie in den oben beschriebenen und 
allen vergleichbaren Fällen den Schutz 
von Betroffenen wie Alice sicherzustel-
len? Aus dem Vorstehenden lässt sich 
bereits ersehen, wie dieser Ansatz aus-
sehen kann, um den Datenschutz und 
das Datenschutzrecht vom Kopf auf die 
Füße zu stellen.

Sicher ist, dass eine Datenschutztheo-
rie für sich in Anspruch nehmen sollte, 
die strukturellen Machtasymmetrien, 
die mit der und durch die Industriali-
sierung der gesellschaftlichen Infor-
mationsverarbeitung erzeugt, verstärkt 
oder verfestigt werden,42 als solche zu 
problematisieren, unabhängig davon, ob 
sich die verarbeiteten Informationen auf 
Individuen, Gruppen, Organisationen, 
Sachen oder selbst Konzepte beziehen. 
Aber auch wenn sie das nicht versucht, 
muss sie zumindest die Klasse von Pro-
blemen adressieren, die entstehen, wenn 
in solchen vermachteten Verhältnissen 
sozial, politisch und ökonomisch mäch-
tige Akteure Entscheidungen über Men-
schen treffen und diese Akteure dann 
in der Lage sind, diese Entscheidungen 
den Menschen zu oktroyieren. Die indi-
viduelle Betroffenheit, die offensicht-
lich in der von der liberalen Ideologie 

geprägten Vorstellung der bürgerlichen 
Gesellschaft nachgewiesen werden 
muss, damit ein gesellschaftliches Prob-
lem politisch wie rechtlich adressierbar 
wird – wenn auch eben nur in der Form 
einer individuellen Betroffenheit –, ent-
steht gerade aus sozial relevanten perso-
nenbezogenen Entscheidungen in struk-
turell vermachteten Informationsbezie-
hungen. Über diesen Anknüpfungspunkt 
der personenbezogenen Entscheidung 
wären dann auch alle Informationen, 
die zur Grundlage dieser Entscheidung 
gemacht worden sind oder gemacht wer-
den sollen, und nicht nur die personen-
bezogenen, rechtlich adressierbar.43

Mit einer derart gestalteten Anknüp-
fung an automationsgestützte personen-
bezogene Entscheidungen in strukturell 
vermachteten Verhältnissen lassen sich 
nicht nur die historischen Fehlüber-
nahmen aus Gegenstandsbereichen, die 
mit Entscheidungsfindung nichts zu 
tun haben, korrigieren, sondern es er-
laubt auch, ein weiteres – weitgehend 
in Vergessenheit geratenes – Problem 
zu adressieren: Schon die Diskussionen 
in den privacy-Anhörungen in beiden 
Kammern des United States Congress 
in den 1960er Jahren zeigten, dass die 
Regulierung von Nutzungen – und dazu 
gehören auch Entscheidungen – allein 
nicht ausreicht.44 Der Grund dafür ist 
offenkundig: Die Entscheidungen sind 
selbst „Produkt“ der Informationen und 
ihrer Verarbeitung, wobei die Informati-
onen wiederum „Produkt“ der zugrunde 
gelegten Modellannahmen sind.45 Dar-
aus folgt dann aber zwingend, dass eine 
Anknüpfung an automationsgestützte 
personenbezogene Entscheidungen ge-
rade nicht zu einer erneuten Selbstbe-
schränkung führen darf – hier nun als 
Selbstbeschränkung auf die Entschei-
dung –, sondern die Produktion der Ent-
scheidung und deren Bedingungen zum 
Gegenstand von Theorie und Regulie-
rung machen muss.

Wenn also das Ziel des Datenschutzes 
nicht einfach sein soll, mit überkom-
menen Regelungsinstrumenten indi-
viduelle Befindlichkeiten zu schützen, 
sondern die Freiheitsräume – als die 
Bedingungen der Möglichkeit zur Frei-
heitsausübung – von strukturell und 
informationell Schwächeren unter den 
Bedingungen der Industrialisierung der 
gesellschaftlichen Informationsverar-
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beitung und gegen die überlegen stan-
dardisierende Strukturierungsmacht von 
Organisationen zu schützen, indem die 
Modellifizierungs- und Entscheidungs-
macht von Organisationen mit ihren 
Folgen für Individuen und Gesellschaft, 
für Rechtsstaat, Sozialstaat und Demo-
kratie und für die Freiheitsversprechen 
der bürgerlichen Gesellschaft wirksam 
beschränkt wird, dann gilt es, dafür die 
passenden Konzepte, Anknüpfungs-
punkte und Instrumente auszuwählen. 
Dazu muss eine Umstellung vorgenom-
men werden, denn nicht einfach die per-
sonenbezogenen Informationen, sondern 
die personenbezogenen Entscheidungen 
sind es, die durch das Datenschutzrecht 
unter Bedingungen zu stellen sind. Das 
gilt es zum Thema einer informierten 
Datenschutzdebatte zu machen, bevor 
das Problem – dann wiederum nur ein-
seitig – als Verbraucher_innenschutz- 
oder Kartellrechtsproblem endet.
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